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Der Bundesminister für Wirtschaft 

I B 6 - 27 01 26 


Bonn, den 18. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Regelung des öffentlichen Auftragswesens in der EWG 
hier: Sicherstellung der Bevorzugung von Bewerbern 
u.a. aus dem Zonenrandgebiet 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Schlager, Schlee, 
Röhner, Schmidhuber, Dr. Schulze-Vorberg, Walter und 
Genossen 

- Drucksache V/724 - 


Die Kleine Anfrage boantv/orte ich Vvue folgt: 


Hei der EWG-Kominissioii wird zur Zeit eine Richtlinie über 
die Beseitigung von Beschränkungen bei Lieferungen an die 
öffentliche Hand erarbeitet. Ziel dieser Riditlinie ist es, zu er- 
reiciien, daß sich jeder Unternehmer in allen Mitgliedstaaten 
wie ein Inländer an öffentliciien Aufträgen beteiligen kann. 
Diese Zielsetzung wird auch von den Fragestellern unterstützt. 
In diese Regeluiicj soll jedoch leider aucii eine Vorschrift auf- 
genommen worden, wonach auch jene bisherigen nationalen 
Vorzugsbeliandlungen für Erzeugnisse aufgehoben werden sollen, 
die bislang in bestimmten Gebieten oder von Personen hergestellt 
worden sind, die bestimmten nationalen, sozialen oder beruflichen 
SciUditen angehören, Würde eine solche Bestimmung verab- 
sdiiedet werden, so würde dies zur Aufhebung der in der 
Bundesrepublik seit Jahren bestehenden Regelungen über 
bevorzugte Bewerber, insbesondere jene aus den Zonen- 
randgebieten, führen. Dies liefe unserer politischen Zielsetzung 
entgegen, jenen durch Krieg und seine Folgen sowie durdi 
den Eisernen Vorhang besonders geschädigten Personengruppen 
und Gebieten einen Ausgleich zu gewähren, 

Wir fragen daher die J3undesregierung : 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, oder konn- 
te sie bereits sidierstellen, daß bei den von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften vorbereiteten Richtlinien für 
die Harmonisierung und Liberalisierung des öffentliciien Auf- 
tragswesens die Berücksiciitigung bevorzugter Bewerber weiter- 
hin gewährleistet bleibt. 

Im einzelnen handelt es sidi um: 

— Bewerber aus den Zonenrandgebieten und Berlin 

(§ 24 Abs. 3 der Verdingungsordnung für Leistungen); 

— Schwerbeschädigte (§ 37 Abs. 2 des SchwerbescJiädigten- 
gesetzes, BGBl. 1961 I S. 1234); 
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— Vertriebene Sowjetzonenflüchtlinge und diesen gleichge- 
stellten Personen (§ 74 Abs. 1 des Bundesvertriebenenge- 
setzes, BGBl. 1957 I S. 1215); 

— Opfer der nationalsozialistisdien Verfolgung (§ 68 Abs. 1 
des Bundesentschädigungsgesetzes, BGBl. 1956 I S. 559); 

— Evakuierte (§ 12 a des Bundesevakuiertengesetzes (BGBL 
1957 I S. 1687). 

Die Bundesregierung hat bei den Beratungen in den Arbeits- 
gruppen bei der EWG-Kommission stets mit Nachdruck gefor- 
dert, daß in der Bundesrepublik Deutschland die in der Anfrage 
genannten Regelungen aufrechterhalten bleiben können, die 
eine Bevorzugung bestimmter Bewerber vorsehen. Sie hat 
dabei besonders darauf hingewiesen, daß Ausländer durch 
diese Regelungen nicht diskriminiert werden, weil sie keine 
andere Behandlung erfahren als die nicht bevorzugten deutschen 
Bewerber. In einem Schreiben des Bundesministers für Wirt- 
schaft an den Präsidenten der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft wurde diese Forderung nochmals ein- 
gehend begründet. 

Der Deutsche Bundestag (s. Schriftlicher Bericht des Wirtschafts- 
ausschusses zur Drucksache IV/2292) und der Buiidesrat (s. 
Stellungnahme des Bundesrates vom 30. April 1965 zu den 
Drucksachen Bundesrat 381/64 und 157/64) haben inzwischen 
in ihren Stellungnahmen zu der Ersten Richtlinie des Rats 
betreffend die Beteiligung der Unternehmer an der Vergabe 
und Ausführung von Bauvorhaben für Rechnung des Staates, 
der Gebietskörperschaften sowie sonstiger juristischer Personen 
des öffentlichen Rechts die Beibehaltung der genannten Rege- 
lungen gefordert. 

Ein endgültiger Entwurf der Richtlinie liegt bisher noch nicht 
vor. Es ist deshalb noch nicht abzusehen, welche Auffassung 
die Kommission zu der Problematik vertreten wird. Die Bundes- 
regierung wird sich auch weiterhin dafür einsetzen, daß diese 
Bevorzugungen aufrechterhalten bleiben. 


In Vertretung 

Langer 
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